
Ausfertigung 

Amtsgericht Regensburg 

Az 7 C 2641/08 

IM NAMEN DES VOLKES 

In dem Rechtsstreit 

Prozes sbevollmachtlgter. 
Rechtsanwalt Dr. Rübenaeh Johannes, Bahnhofstr. 24, 93047 Regensburg. Gz .. 114/2008-2 

gegen 

- Beklagte-

Prozessbevollmachtlgte 
Rechtsanwälte Weinland & Kollegen, Margaretenstr. 11,93047 Regensburg, Gz 
483/08H26JL 

wegen Forderung 

erlasst das ,Amtsgericht Regensburg durch die Richterin am Amtsgericht Schröder-Maler am 
18 05 2010 auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 27 04 2010 folgendes 

Endurteil 

1 DIe Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 2.583,12 € nebst Zinsen 
hIeraus In Höhe von 5 %-Punkten Ober dem jeweiligen Basiszinssatz 
seIt dem 6 August 2008 sowie vorgerichtliche Rechtsverfo\gungskos­
ten des Klcigers in Höhe von 316,18 € zu zahlen. 

2 DIe Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

3 Das Urteil Ist gegen Sichemeitsleistung in Höhe von 110 % des zu voll­
streckenden Betrages vorläufig vollstreckbar. 
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Tatbestand 

Der Klager verlangt Kostenubernahme einer HBO-Druckkammerbehandlung (hyerbare Sauer­
stofftherapIe ! durch die Beklagte. 

Der Klager Ist bel der Beklagten privat krankenversichert. Die Geltung der allgemeinen Versiche­

rU;;~,~~(;~~l.;. Ist vereinbart. Er erlitt am 13.3.2008 einen Hörsturz, der infolge von den 
F behandelt wurde. Ab 13.3.2008 erhielt der Kläger über 10 Ta-
ge täglich Infusionen wegen anhaltenden Tinnitus links und Hörverlust links. Sein Zustand 
besserte sich nach dieser konventionellen medikamentösen Akuttherapie nicht. Dr. _ emp­
fahl am 31 32008 die Welterbehandlung mrt der slreitgegenständlichen Druckkammerbehand­
lung Diese begann am 1 42008 im Institut für Überdruck-~dlzjn und HBO-Druckkammer -Zen­
trum Regensburg. 12 absolvierte Therapieeinheiten brachten keine Besserung des Hörscha­
dens links und des Tinn!tus links. Aus der Rechnung des Instituts tor Uberdruckmedizin in Höhe 
von 3279 64 € erstattete die Beklagte 696,52 €. 

Der Klager behauptet die Behandlung sei medizinisch notwendig gewesen, die Klägerin sei da­
her verpfict>iet, die Kosten zu übernehmen. 

Der Klager Deantragt: 

DIE; Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 2.583,12 € nebst Zinsen hieraus In Höhe von 5 
%-Punkten uber dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 6. August 2008 sowie vorgerichtli­
che Rechfsverfolgungskosten des Klägers in Höhe von 316,18 € zu zahlen 

Oie Beklagte beantragt· 

Klageabweisung. 

Die Beklagte wendet ein, der Kläger hätte die herkömmlichen Behandlungsmethoden nicht kon­
sequent fortgesetzt. Eine medizinIsche Notwendigkeit habe nicht vorgelegen: nach objektiven 
medizinischen Befunden und Erkenntnissen im Zeitpunkt der Vornahme der ärztlichen Behand­
lung sei es nicht vertretbar gewesen, diese Behandlung als notwendig anzusehen. Im Gegenteil, 
es sei wissenschaftlich nachgewiesen, dass diese Behandlungsmethode unwirksam sei Oie Be­
klagte beruft Sich dabei auf ein Gutachten der 1MB Consalt GmbH vom 4.4.2008 sOWie auf ein 
weiteres von Professor Dr Guntinas-Lichius, HNO-Universitätsklinik Jena vom 284.2008, sowie 
auf ein Gutachten der HNO-Universitätsklinik Köln, Professor Dr, Streppel vom 1672007 im Ver­

fahren AG Kaln, Aktenzeichen: 129 C 308/06. 
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Das Gericht hat Bewers erhoben durch die Erholung eines schriflichen Sachverständigengutach
M 

tens der Sachverständigen Professor Kerstin Lamm vom 17_1.2010. Die Beklagte beantragte 
die Erholung eines weiteren Sachverständigengutachtens. Sie verweist darauf, dass die Gutach­
terln nicht die notwendige Unabhängigkeit vom Verband Deutscher Druckkammerzentren auf­
weist Die Klagerselte beantragte, diesen Antrag der Beklagten als verspätet zunJckzuwelsen 
BeztJgllcll des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf das Protokoll der mündlichen Verhand­
lung vom 17 1 2010 verwiesen. 

Bezügllct, des weiteren Parteivorbringens wird auf die gewechselten Schrrftsätze sowie auf das 
Sitzungsprotokoll vom 12.11_2008 und 27.4.2010 Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe 

Die zulässige Klage Ist begrundeI. 

Der Kläger hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Zahlung von 2.583,12 € aus dem Versiche­
rungsvertrag 

Der Klager hat als Versicherungsnehmer Anspruch auf Erstattung der Kosten für die Heilbehand­
lung, die uber die sChulmedizInischen Methoden hinausgehen gemäß § 4 Abs 6 der AVE der Be­
klagten Oar,ach Ist die Beklagte zur Zahlung verpflichtet, da die streitgegenständlIche Druckkam­
merbehandlung von der Schulmedizin Überwiegend anerkannt ist Zu diesem Ergebnis kam die 
Gutachterln In Ihrem Gutachten vom 17.1.20-10. Die Sachverstandlge gab ausfuhrlich an, auf wei­
che Studien Sie Sich stutzt. Das Gericht verkennt nicht, dass die von der Beklagten eingereich­
ten Gutacnten zu einem anderen Ergebnis kommen. Diese Pnvatgutachten Sind nicht geeignet, 
das genchtlichte SaChverständigengutachten zu entkräften, da diese keinen Sachverstandlgenbe­
weis darstellen, sondern Teil des Parteivortrags sind, Zöller, ZPO, 28. Auflage § 402 Rdnr 2_ 

Das Gericht geht davon aus, dass die HBO-Druckkammerbehandlung medizinisch notwendig 
war nach § 1 RB-KK 94 DIes ISt die zentrale Voraussetzung für alle Versicherungs leistungen 
M:!dzln!sche Notwendigkeit liegt dann vor, wenn es nach objektiven medizinischen Befunden 
und Erkenntnissen zum Zeitpunkt der Vornahme der arztiiGhen Behandlung vertretbar war, sie 
als notwendig anzusehen, BGH rv ZR 133/95, 10.7,96 m.w_N __ Aus dem Gutachten der SachverM 

slandlgen Professor Lamm vom 17.1.2010 geht hervor, dass die slreitgegenslandllche Behand­
lung eine mediZinisch notwendige war. Die Leitlinien der deutschen Gesellschaft für HNO-Hell­
kunde. die bereits seit 2002 veröffentlicht sind, empfehlen die Therapien einer Druckkammer 
als SekundartherapIe bel Unwirksamkert der beim Patienten durchgeführten Akuttherapie. Der 
TherapIebeginn beIm Klager lag zwischen 14 Tagen und 3l'vbnaten, dem Zeitintervall, für das 
die Anwendung der Druckkammertherapie diskutiert Wird. Die Therapie war daher als vertretbar 
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einzustufen Die Beklagte hat ihren Einwand, der Klager habe nicht sämtliche schuldmedizini­
schen I\t1ögilchkeiten ausgeschöpft, nicht konkretisiert, sodass davon auszugehen 1St, dass weite­
re schulrnedlzinische 1V1ethoden nicht zur Verfugung standen. 

Die Einholung eines weiteren Gutachtens war daher nicht erforderlich. 

Kosten § 91 ZPO 

Vorlaufige Vollstreckbarkeit § 708 lift 11, 709 ZPO. 

gez. 

5chroder-Maler 
R\c:hterin am Amtsgericht 

Verkündet am 18.05.2010 

gez. 
Strauß, JAng 
Urkundsbeamtin der GeschäftssteUe 

Für den Gleichlaut der Ausfertigung mit 
der Urschrift 

i 
Regensbürg, 04.06.2010 

Str~g 
Urkun-dsbeamtin der Geschäftsstelle 




